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[...] Einem hochzuschätzenden LandschaŌ lichen Collegio nimmt 

ein Patriot sich die Erlaubniß [...] anheim zu vorstellen: ob nicht 

[...] eine Landesväterliche Fürsorge und Bemühung auch dahin 

zu richten seyn dürŌ e eine ausführliche, regelmäßig besƟ mmte 

Fallitenordnung, damit verbundenen Concursgerichte; und neben 

diesen die Einrichtung eines PupillenCollegii, beides zum allge-

meinen Besten des Landes, höheren Orts in Vorschlag zu befördern 

gefällig seyn möge.

Durch erstere würde dem betrügerischen BanktroƩ machen, wie 

auch dem argen, auch in den simpelsten Fällen zum erheblichen 

Nachtheil der Gläubiger über alle Maaßen auf viele Jahre ausge-

dehnten  gewinnsüchƟ gen bisherigen Aufenthalt [AuĬ alten, 

Verzögerung, Verf.] der Advocaten in Concurssachen, ein Ziel 

gesetzt; und letzens würde das Vermögen unmündiger Kinder, für, 

in ihren GeschäŌ en theils unwissende, theils zum selbsteigenen 

Vortheil hochtüchƟ ger Vormünder, schützen; [...] 

Hannover, den 10ten April 1822 

Ein Patriot 

Noch 19 Tage, dann ist meine InsO geschaŏ  . [...] Das macht aus 

einem einen gelassen entspannten Menschen und das wirkt sich 

auf die anderen Bereiche des Lebens wirklich posiƟ v aus. Wenn mir 

das jemand vor 6 Jahren erzählt häƩ e dann häƩ e ich gedacht...na 

klar, erzähl ruhig weiter dein Märchen. Das wichƟ gste ist für mich 

das ich durch die InsO gelernt habe die Opferrolle aufzugeben und 

für mich allein die Verantwortung übernehme [...]

Unser Schuldbuch sei vernichtet! Ausgesö hnt die ganze Welt! 

Brü der  ü berm Sternenzelt richtet GoƩ , wie wir gerichtet.

(Friedrich von Schiller, Ode an die Freude) 

Zu allen Zeiten menschlicher Austausch-, VergesellschaŌ ungs- und 

Sozialverhältnisse beruhte die Kreditvergabe auf dem Vertrauen 

des Kreditgebers, sein Kapital nebst Risikozinsen vom Kredit-

nehmer wieder zu erlangen, mithin also auf einem gewissen Anteil 

von Unsicherheit. Der Konfl ikt zwischen Gläubiger und Schuldner 

resulƟ ert aus einem Abweichen des Schuldners von schuldrecht-

lichen Normen, nämlich der teilweisen oder vollständigen Einstel-

lung vertraglich vereinbarter Zahlungen. Diese sankƟ onsbewehrte 

von Klaus Helke

„Unser Schuldbuch
sei vernichtet“
Lokale Fragmente neuzeitlicher Schuldnerhilfen
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Normabweichung ist Auslöser eines Konfl ikts, dessen EskalaƟ on 

durch die Regelungen des zu unterschiedlichen Zeiten unter-

schiedlich ausgeprägten Schuldnerschutzes beschränkt wird. Die 

Geschichte gescheiterter Kreditverhältnisse, also des Konkurses 

bzw. der Insolvenz, ist geprägt von Sprüngen, Paradoxien und 

Unsicherheiten und kann nicht gradlinig betrachtet werden. Der 

Beitrag versucht trotzdem, die entsprechenden Verhältnisse 

in der neueren und neuesten Geschichte Hannovers hinsicht-

lich folgender Leiƞ ragen zu erfassen: Wie war die Rechtsetzung 

in Schuldangelegenheiten? Wofür und warum wurden Privat-

kredite von Kaufl euten, Handwerkern und Bürgern Hannovers 

aufgenommen und was geschah bei Nichtrückzahlung? Welche 

strafrechtlichen und gesellschaŌ lichen SankƟ onen erfolgten? Und 

nicht zuletzt soll es um die Frage gehen: Wie gelang Schuldnern 

ihre RehabiliƟ erung und auf welche Unterstützung konnten sie 

hoff en? Und: Was ist Praxis und Problem der Gegenwart?

Der einführend vorgestellten und transkribierten, im zeremo-

niellen Sprachduktus ihrer Zeit formulierten Eingabe eines 

ungenannten hannoverschen Patrioten vom 10. April 1822 an 

die Ständeversammlung1 im Königreich Hannover wurde kurzer 

Prozess gemacht.

Bereits drei Tage später wurde sie in der 60ten Sitzung der 2ten 

Kammer als nicht weiter zu berücksichƟ gend zu den Akten gelegt, 

da der Würde und der Stellung der allgemeinen Ständeversamm-

lung nicht angemessen [sei], auf anonyme SchriŌ en überall hinein-

zugehen.2

HäƩ e die landesväterliche Fürsorge beizeiten eine ausführliche 

Fallitenordnung erlassen, häƩ e sich das Königreich Hannover eine 

Rechtsstruktur für Konfl iktregelungen zwischen Gläubiger und 

Schuldner gegeben, wie sie bereits mehr als 70 Jahre vorher in 

der Hansestadt Hamburg normiert wurde. 

Die Hamburger Fallitenordnung (HFO)3 von 1753 sollte einen 

konkursabwendenden Vergleich fördern und den Konfl ikt 

zwischen Schuldner und Gläubiger schneller regeln, um das 

Vertrauen ausländischer Kaufl eute in den Handelsplatz zu stärken. 

Denn diese konnten ihre Forderungen als Buchgläubiger zumeist 

nicht dinglich absichern.4 Auch sollten Gläubigerverluste durch 

eine schnelle Wiederaufnahme des wirtschaŌ lichen Verkehrs aller 

Beteiligten ausgeglichen werden.

Die Schuldner wurden in drei unterschiedliche Gruppen einge-

teilt, nämlich die vorsätzlich/böswilligen, die leichtsinnigen/

aufgrund eigenen Verschuldens zahlungsunfähig Gewordenen 

und die unglücklichen Falliten5.  Nur diesen wurde die Möglich-

keit eingeräumt, zur völligen [! Verf.] Abtragung ihrer Schulden 

vorhandenes Vermögen den Gläubigern6 zu übertragen; also 

die Restschuldbefreiung. Die spätere Nachforderung seitens der 

Gläubiger wurde unter dieser Bedingung ausgeschlossen. 

Sowohl gegenüber älteren als auch späteren zeitgenössischen 

Konkursordnungen, insbesondere der aus dem römischen Recht 

normierten cessio bonorum7 und dem damit verbundenen 

Zugeständnis des benefi cium competenƟ ae8 war dies, neben der 

Abkoppelung der Honoraransprüche der curatores (Insolvenzver-

walter) von der Verfahrensdauer, die entscheidende Neuerung 

der Hamburger Fallitenordnung.

1784 Johann Jobst Wagener errichtet sein Testament
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Im Hinblick auf Hannover bekommt man aus der vorangestellten 

Klage des unbekannten hannoverschen Patrioten des Jahres 

1822 über die Gläubigerbenachteiligung durch gewinnsüchƟ ge 

Advocaten in Concursachen  und selbsteigenen Vortheil suchende 

Vormünder eine Ahnung davon, wie viel Rechtsunsicherheit, 

Leerlauf, Überforderung und auch Zufall noch zu Beginn des 19. 

Jahrhundert im Königreich Hannover in WirtschaŌ s und Konkurs-

sachen geherrscht haben müssen.

Das Kredit- und Konkursrecht in 
Hannover zu Beginn des 
19. Jahrhunderts

Ganz ins Leere lief im Hannöverschen die IniƟ aƟ ve dieses Bürgers, 

der sein zivilgesellschaŌ liches Anliegen sozusagen avant la leƩ re 

formulierte, nicht. Immerhin nur ein knappes Jahr später erließ 

Georg IV. die Verordnung wegen der bei den Königlichen JusƟ z-

Canzleien anzuordnenden Pupillen-Collegien.9 

Die 41 ArƟ kel dieser Verordnung10 versuchten, die Interessen der 

Mündel und Waisen durch ein vom allgemeinen GeschäŌ slauf 

der Gerichte abgekoppeltes eigenständiges und spezialisiertes 

Kontrollorgan zu schützen und ihre Konkursverfahren zu beschleu-

nigen. Für weitergehende Reformen, insbesondere im Hinblick 

auf das Spannungsverhältnis zwischen Gläubiger und Schuldner, 

war im Hannöverschen die Zeit aber noch nicht reif.

Das Kredit und Konkursrecht unterlag bereits im 17. und 18. 

Jahrhundert in Kurhannover nur wenigen staatlich-administra-

Ɵ ven Eingriff en.11 Der gemeine Bescheid der JusƟ zkanzlei Stade, 

wer bei Konkursen seine Forderung nicht fristgemäß anmeldet, 

verliert seine Rechte vom 17.10.1780 und vom 17.1.1801, der 

Begrenzung der Anwaltsgebühren für die Interessenvertre-

tung bei Konkursen–, oder die Verordnung von Georg III. vom 

16.10.1792 hinsichtlich der Gleichrangigkeit von Zins und Kapital-

ansprüchen in Konkursverfahren waren erste, vorsichƟ ge Eingriff e 

in das Marktgeschehen. Bis dahin galt die Sorge der Obrigkeiten 

den Möglichkeiten ihrer Untertanen, sich durch leichtsinnige, 

unnütze oder übermäßige Ausgaben zu ruinieren und der Erlass 

von Luxusverboten, vor allem in Hinblick auf Bekleidung, war 

durchaus üblich. 

1831 veröff entlichte der Celler Advokat Salomon Phillip Gans ein 

bemerkenswertes Büchlein12 dass einerseits die Überforderung 

und Inkompetenz des Richterstandes in Konkurssachen anpran-

gert (Schneckengang der JusƟ z13), andererseits auch die struktu-

relle Bedeutung modernisierter Rechtspfl ege für das wirtschaŌ -

liche Gedeihen des Königreichs Hannover aus den damaligen 

poliƟ schen Unruhen, vor allem aber den (noch) parƟ kularen 

wirtschaŌ lichen Bedürfnissen, ableitete.14

Im Einzelnen kriƟ sierte Gans das Fehlen eines spezialisierten 

Handelsgerichts, was sich nachteilig auswirkt, denn Allgemeinju-

risten haben keinen Begriff  von der Wesenheit des Gegenstandes 

[d. Handelssachen, Verf.]15, das tatsächlich erst zwei Jahrzehnte 

später, im § 5 des  Gesetzes über die Gerichtsverfassung von 1850 

fakultaƟ v ermöglicht werden wird. Außerdem tadelte er die späte 

Einführung eines Wechselrechts (1822), dessen Fehlen der Kredit 

Todt ist, da Reiche oder Schwindler,  dieser Wechsellage durch 

BankroƩ  zuvorkommen.16 und forderte einen Umbau der JusƟ z, da 

Raschheidt und Schnelligkeit der JusƟ zpfl ege belebt und Vertrauen 

gibt und die Öff entlichkeit der selben tötet die Chicane, beschämt  

den Betrug und ist der größte Hebel des Kredits , der Seele alles 

Gewerbes.17

Gans beschrieb den Reformbedarf der hannöverschen JusƟ z vor 

allem aber am Beispiel des althergebrachten Konkursrechts mit 

einzelfallbezogener richterlicher Abwägungsbefugnis, die dem 

aufstrebenden städƟ schen Handelsgewerbe abträglich sei: 

[...] Am auff allendsten zeigt sich dieser Übelstand bei Conkurspro-

zessen in dem Mangel einer städƟ schen Fallitenordnung.  Während 

in anderen Ländern, selbst in deutschen Städten gemeinen Rechts, 

wo Handel und Gewerbe blühen, Fallißmente  der Gewerbetrei-

benden, besonders der Kaufl eute, in möglichster Einfachheit unter 

Leitung der Gerichte , durch Sachverständige DepuƟ erte geregelt 

und schnell beendet werden, werden in Hannover  die Concurse 

der Kaufl eute auf dem selben großem Fuße wie die Concurse 

großer Güterbesitzer mit dem selben Gepränge von Curatoren und 

Contradictoren, im säkularischen Gange das Concurs-Prozesses 

behandelt, und  von allen Personen denen die Leitung des Fallisse-

ments übertragen ist ,von Richtern, Curatoren und Cotradictoren 

oder weß Namens sie sonst sein mögen, versteht kein Einziger 

etwas von dem GeschäŌ sgange der Falliten.18

Gans verband im weiteren Verlauf seiner Ausführungen Überle-

gungen nach wirtschaŌ lichen Reformen (z.B. Gewerbefreiheit, 
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AuĬ ebung des ZunŌ zwanges, Senkung von Steuern) mit Forde-

rungen einer Staats und JusƟ zreform (Einführung freier Städtever-

fassungen, Pressefreiheit, Beschleunigung und Spezialisierung der 

JusƟ z, insbesondere durch Auĩ au von Handels und Konkursge-

richten) und erkannte auf dem Hintergrund Ɵ efer gesellschaŌ li-

cher und wirtschaŌ licher Krisen die Zusammengehörigkeit dieser 

sich gegenseiƟ g bedingenden Sphären. Der Schuldner  war für 

ihn nicht mehr das fehlbare und moralisch zu beurteilende Indivi-

duum, sondern nur noch  FunkƟ onsträger eines (vorerst) geschei-

terten wirtschaŌ lichen Auĩ ruchs und Wagnisses. 

Und dieser neuen Rolle des Concursmachers und den alten 

Interessen der Gläubiger wurde die Prozeß und Concursordung 

im Königreichs Hannover vom 10.11.1827  zweifelsohne nicht 

gerecht. Einerseits wurden Konkurssachen weiterhin den allge-

meinen Gerichten zugeordnet, andererseits blieben die 29 [! 

Verf.]19 Paragraphen seltsam allgemein und unkonkret. Die Richter 

wurden weiterhin allein gelassen in und mit ihren Entscheidungen 

und gem. § 187 gehalten, ihr vernünŌ iges richterliches Ermessen 

auszuüben, daher die nachfolgenden VorschriŌ en nur als ein 

allgemeiner Leiƞ aden zu betrachten sind. Und hinsichtlich einer 

Verfahrensbeschleunigung machte das Gesetz überhaupt keine 

Aussagen. 

Zur sozialen und ökonomischen Lage 
von Schuldnern im 19. Jahrhundert

Die auf dem Lande lebende bäuerliche Bevölkerung bildete im 

Königreich Hannover während des 18. Jahrhundert noch die 

eigentliche Grundlage des Staates. Sie konnte, gefördert durch 

das Domänensystem und dezentralisierte GewerbetäƟ gkeit bis 

hinein in die abgelegenen Katen der Landarmen, oŌ mals erstaun-

liche Waren und ProdukƟ onskeƩ en auĩ auen. Der sich nun 

ausprägende Agrarkapitalismus, der mit eff ekƟ veren landwirt-

schaŌ lichen ProdukƟ onsformen (Saatguthandel) und Ausdeh-

nung der BodenkulƟ vierung einherging, erzeugte mehr Nahrungs-

miƩ el denn je und ließ die Kindersterblichkeit sinken.  Überall in 

Deutschland wuchs die Bevölkerung sprunghaŌ .

Dieser Umbruch konnte aber nicht mehr die ganze ländliche 

Bevölkerung einbeziehen und deren Auskommen sichern, trotz 

vergrößerter Güter und steigender Zahl von Kleinstellenbesit-

zern in Folge der GemeinschaŌ steilungen. Aus Bauern wurden 

Tagelöhner, aus Tagelöhnern Wanderarbeiter und [...] die Crimi-

naltabellen ergeben es, dass drei Viertheile aller Verbrecher aus 

verarmten Landleuten besteht [...].20

Das Königreich Hannover blieb, trotz beginnender Industrialisie-

rung und langsamer Entwicklung einer Arbeiterschicht, zunächst 

ländlich geprägt. Lediglich das plötzliche Bevölkerungswachstum in 

einigen Zentren, vor allem im Dorf Linden mit neuen Manufakturen 

– 1835 Gründung der Hanomag und 1837 Gründung der Mecha-

nischen Weberei – zeigte den beginnenden sozialen Umbruch an. 

Und hier versammelte sich auch eine große Masse einer unter-

bürgerlichen, deklassierten Welt, bestehend aus Handlangern, 

Tagelöhnern, Fuhrleuten, Verlagsarbeitern, Handwerksgesellen, 

Gelegenheits und Heimarbeitern, verarmten Kleinbürgern, Dienst-

boten, alleinstehenden Arbeiterinnen, Hausmädchen, unterstüt-

zungsbedürŌ igen Armen, Krüppeln, Kranken und auch Arbeits-

scheuen21, über deren besondere Rolle in Umwälzungsprozessen 

man durch die poliƟ schen Umbrüche im Nachbarland Frankreich 

(1789 und 1830) schon zweimal  aufgeklärt worden war. 

Vermutlich auch die KonfrontaƟ on mit dieser neuen Lebenswelt 

brachte das althergebrachte, extrem konvenƟ onelle und vom Adel 

geprägte Leben des Königreichs Hannover durcheinander. 

Die poliƟ sche, wirtschaŌ liche und geisƟ ge Immobilität, die auch 

der fehlenden IntegraƟ ons und NivellierungskraŌ  des von 1714 

bis 1837 in London weilenden Herrschers geschuldet war, führte 

1853 wird die Wagenersche SƟ Ō ung errichtet
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nämlich zu einem Kastenwesen, dass in dieser zugespitzten Form 

bis weit ins 19. Jahrhundert hinein zu einer hannöverschen Beson-

derheit wurde. Die Hannoveraner galten aus diesem Grund als die 

Chinesen Deutschlands.22 Man ruhte sich aus auf den Gebeinen 

hannoversch-briƟ scher Exiltruppen, die mit ihrem tapferen Kampf 

im Juni 1815 bei Waterloo die Voraussetzung geschaff en haƩ en, ein 

Königreich Hannover auf dem Wiener Kongress zu konsƟ tuieren. 

Hannovers WirtschaŌ  aber stand an der Schwelle des Industrie-

zeitalters. Mechanische Fabriken, vor allem die Baumwoll-

spinnereien, lösten die tradiƟ onelle, ursprünglich als bäuerli-

cher Nebenerwerb betriebene Leinen und Tuchherstellung als 

Weiterverarbeitungsgewerbe des großfl ächigen Flachsanbaus 

ab. Händler exporƟ erten diese Produkte ins Ausland während 

moderne Webstühle aus Manchester in Hannover aufgestellt 

wurden. Die internaƟ onale Arbeitsteilung haƩ e Hannover 

erreicht. Sie verwandelte Manufakturen in Fabriken, machte aus 

Handwerkern Arbeiter und aus vormals kleinen Städten regionale 

Metropolen. Der massenhaŌ e AuŌ riƩ  von Armut, der unter dem 

Begriff  Pauperismus im frühen 19. Jahrhundert ganz Deutschland 

erschreckt haƩ e, endete langsam.

Natürlich haƩ e es auch in Hannover immer Arme gegeben und 

man sah ihre Lebensumstände als goƩ gegeben an. Sie wurden 

als Inquilinen bezeichnet, da sie kein eigenes Hausgrundstück 

besaßen, sondern zur Miete wohnten. Neben bürgerlichen Inqui-

linen gab es eine breite Schicht von Einwohnern, die keinen 

Bürgerstatus haƩ en. Sie verrichteten meist Arbeiten, die nicht 

der Kontrolle der Ämter unterstanden (z.B. Tagelohn) – oder 

beƩ elten,23 legiƟ miert durch den von der Geistlichkeit ausge-

stellten BeƩ elschein, wenn deren Verhältnisse und dringende 

Bedürfnisse  dem Prediger persönlich bekannt sind und es darf 

in den zu ertheilenden Zeugnissen nicht unbemerkt bleiben, dass 

er sowohl von dem Nothstande als auch von der Würdigkeit des 

Supplicanten die genaueste persönliche Kenntnis habe.24 Armut 

wurde zumeist als Merkmal persönlicher Schuld oder charakterli-

cher Mängel gesehen, verbunden mit dem festen Glauben an die 

nahezu unbegrenzten Möglichkeiten einer Erziehung zum Guten. 

Jeder arbeitsfähige Arme sollte zunächst mit Arbeit versorgt 

werden, entweder durch BeschäŌ igung in einem Arbeitshaus 

oder mit Heimarbeit. Der Lohn wurde zur HälŌ e bar, der Rest 

in Naturalien ausgehändigt. Nicht arbeitsfähigen Armen und 

solchen ohne Arbeit soll die Nothdurŏ   gereicht werden. Gegen 

das unanständige GassenbeƩ eln wurde rigoros vorgegangen. 

So drohten den BeƩ lern wie auch den Einwohnern, die sie trotz 

BeƩ elverbots mit Almosen versorgten, harte Strafen wie z.B. das 

Arbeitshaus. Im Jahr 1790/91 erhielten 676 einheimische Arme 

insgesamt 6.048 Rth. Unterstützung an Bargeld, im DurchschniƩ  

also etwa 8 - 9 Rth. jährlich.25

Im Jahr 1803 wurde, Vorbildern von Suppenanstalten in England 

und Hamburg folgend, auch in Hannover mit Hilfe freiwilliger 

Spenden eine öff entliche Armenspeisung eingeführt (sog. 

Rumfordsche Speise). In den ersten zwei Jahrzehnten wurden in 

den Wintermonaten täglich unentgeltlich etwa 500 PorƟ onen 

Essen verteilt, in einem Haus hinterm Walle, bei der katholischen 

Kirche gelegen. Gewöhnlich wechselt man mit trockenen Erbsen, 

Kartoff eln, gebratenem Brode und sauren Kartoff eln, selten 

werden Kohl, Rüben und Wurzeln ausgegeben.26 Die öff entliche 

Armenpfl ege aber blieb so rudimentär und unzureichend, dass 

1818 im Rahmen der Einsetzung einer Kommission zur Revision 

der Stadtverfassung diese auch den AuŌ rag erhielt, das Armen-

wesen zu untersuchen. Das Ergebnis war die neue Armenordnung 

von 1824, die auch aufgrund der Vereinigung der Alt und Neustadt 

Hannovers als notwendig erachtet wurde.

Sie  koordinierte erstmalig die Verwaltung aller Armenanstalten 

und SƟ Ō ungen und entspannte das Verhältnis zu diesem Teil der 

EinwohnerschaŌ . So verzichtete der Magistrat ab 1828 auf den bis 

dahin üblichen öff entlichen Umgang aller unterstützungsbedürf-

Ɵ gen Armen, zum Zweck der Erhöhung der Zufl üsse in die Armen-

kasse zweimal jährlich, um Ostern und Michaelis27 quer durch die 

Stadt. 

Weiterhin konnte die „London Schänke“ eines in Konkurs (!) 

geratenen Gastwirts angekauŌ  und als neues Armen und Waisen-

haus 1826 feierlich eingeweiht werden.28

Das Hannoversche Adressbuch von 1829 enthielt erstmalig ein 

Verzeichnis der Apotheken, Armenärzte und Einteilung der Stadt 

in Armendistrikte und QuarƟ ere. Bis dahin haƩ e man in Hannover 

noch nicht einmal Berechnungen über die Bedürfnisse der Armen 

angestellt, wie sie z.B. in Hamburg oder Braunschweig vorge-

nommen wurden. Die städƟ schen Einnahmen für die Armenkasse 

fußten auf wöchentlichen, stark schwankenden Haussamm-

lungen, und erst die Einführung von off en einsichtbaren Subscrip-

Ɵ onslisten im Jahr 1827/28 mit Namensangabe der Spender 

stabilisierte den städƟ schen Etat für deren Unterstützung. Bis 
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dahin wuchs der Schuldberg der Armenkasse von Jahr zu Jahr und 

erreichte 1821 seinen Höchststand, als unbezahlte Rechnungen 

– zumeist von den Apotheken für Armenmedizin – über mehr als 

9.000 Rth. die Armenkasse belasteten. 

Doch blieb bedürfnisgerechte Armenpfl ege unmöglich, weil der 

Magistrat die Einführung einer Armensteuer weiterhin strikt 

ablehnte. StaƩ dessen wurde 1823 die Sparkasse gegründet, 

um unbemiƩ elten Personen [...] vorzüglich aus der Klasse der 

Handwerker, Tagelöhner und Dienstboten, Gelegenheit zu geben, 

dasjenige, was sie von ihrem Erwerbe und Lohne zu ersparen im 

Stande sind, sofort sicher und nutzbar unterzubringen.29 Und auch 

da war Hamburg 68 Jahre voraus.

Anlass für Kreditaufnahmen konnten persönliche Lebenskrisen 

(Krankheit und Tod nahestehender Personen) oder allgemeine 

Krisen sein, ausgelöst durch Missernten, Krieg oder Seuchen. 

SchuldgeschäŌ e und Verschuldung waren etwas Alltägliches und 

Schulden entstanden – so wie heute –, weil Menschen Häuser 

reparieren mussten, weil sie NahrungsmiƩ el kauŌ en, Arbeits-

miƩ el, Schmuck, Waff en, Bekleidung oder NutzƟ ere. Sie nahmen 

Schulden auf, um bereits bestehende Schulden zu Ɵ lgen, ein Erbe 

auszuzahlen oder um Verwandte fi nanziell zu unterstützen. Viele 

Menschen waren nicht in der Lage, die bedeutenden Rituale 

des Lebens, wie Hochzeit und Beerdigung, ohne fi nanzielle Hilfe 

angemessen begehen zu können. Beerdigungen waren nicht nur 

letzte Ehrbezeugung, sondern demonstrierten öff entlich den 

Stand und sozialen Status des Toten. Und sie waren teuer, auch 

weil sie mit einem Festmahl verbunden zu sein haƩ en.30

Auch bereits bestehende fi nanzielle Verpfl ichtungen zogen im 

Verzugsfall eine Verschuldung nach sich: Mieten, Zinsen, Löhne 

und Sold sowie Abgaben an die Stadt wurden häufi g nicht gezahlt. 

Krankheit haƩ e häufi g einen totalen Verdienstausfall zu Folge, da 

die ArbeitskraŌ  gegen einen besƟ mmten Lohn (Geld  oder Natura-

lien) gekauŌ  wurde, und Arbeitsunfähigkeit löste den Vertrag 

automaƟ sch auf. Ärzte und Apotheker gewährten Zahlungsauf-

schub oder behandelten auf Kredit. Fehlte den Kranken das Geld, 

so verpfändeten sie Kleidung und Hausrat bei einem Pfandleiher. 

Besaßen sie nichts, was noch verpfändet werden konnte, blieb 

ihnen nur BeƩ eln oder Diebstahl. 

Allgemeine Krisen wie die OkkupaƟ onslasten in der Zeit der Koali-

Ɵ onskriege (rund ein Dutzend Truppenwechsel von 1801 bis 1813) 

forderten allgemein hohe fi nanzielle Opfer und belasteten indirekt 

das Kreditwesen, denn diese Ereignisse ließen die Preise aufgrund 

von ProdukƟ onsunterbrechungen und eingeschränkter Handels-

kontakte ausufern.  Im MiƩ elpunkt der Nachfrage der miƩ leren und 

unteren Schichten nach Krediten standen eindeuƟ g zwei Bereiche: 

Kredite mussten tragbare Bedingungen enthalten und Anlage-

möglichkeiten für die wohl meist bescheidenen Überschüsse der 

Gewerbe bieten. Bei der Ausleihe des Geldes von Privatleuten gab 

es immer die Gefahr zu harter Bedingungen, vor allen rissen Klagen 

über Wucherer wegen überhöhter Zinsen nicht ab31.

Ein Konkursereignis, das in höheren Kreisen angesiedelt war 

und dessen Abwicklung sich über mehrere Jahrzehnte hinzog, 

war der Konkurs des jüdischen Bankhauses Salomon Michael 

David & Söhne im Jahr 1805.32 Vermutlich ausgelöst durch einen 

GeneraƟ onswechsel in der Eigentümerfamilie, verwickelte dieser 

„Großkonkurs“ verschiedene Stände der hannoverschen Gesell-

schaŌ , sowohl als ungeduldige Gläubiger wie auch als säumige 

Schuldner, in einen Strudel von Unruhe und Unwägbarkeiten. 

Zu den prominenten Schuldnern gehörten viele Angehörige des 

Hofes und der Regierung, Offi  ziere und Kaufl eute, zumeist mit 

Beträgen zwischen 1.000 und 10.000 Reichsthalern. Es gelang 

dem Konkurskurator später nur mühsam, von den Adligen, SƟ Ō en, 

Klöstern und nicht zuletzt der Calenberger LandschaŌ  ihnen einst 

gewährte Kredite wiederzuerlangen.33

Bereits die Landesverfassung von 1840 sankƟ onierte in §§ 220 

bis 224 das betrügerische bzw. auch leichtsinnige BankroƩ ma-

chen mit Zuchthaus nicht unter einem Jahr bzw. dreimonaƟ gen 

Gefängnis oder Arbeitshaus, bei beschwerenden Umständen bis 

zu zwei Jahren und bot einen umfangreichen Indizienkatalog für 

die Beurteilung dieser Tatbestände.34

Wurde ein Konkurs eröff net, und das betraf meist gewerblich 

Handeltreibende, Handwerker oder Angehörige des Bürgertums, 

so haƩ e dies auch Auswirkungen auf ihre Rechtsstellung innerhalb 

des Gefüges der bürgerlichen Ordnung.  So normierte die Gewer-

beordnung von 1847 in den §§ 173 – 175 Gründe für den Verlust 

des Meisterrechts und der ZunŌ mitgliedschaŌ . Verwirkt wurde, 

neben der Verurteilung in KeƩ en oder Zuchthausstrafe, auch im 

Fall eines Konkurses, das Recht zur Bekleidung eines ZunŌ amts, 

zur Theilnahme an ZunŌ versammlungen, und zum Halten von 

Lehrlingen wird außerdem verwirkt durch Erduldung einer leich-

teren criminellen Freiheitsstarfe wegen eines von ehrloser Gesin-

nung zeugenden Verbrechens, ferner durch Concurs.  
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WirtschaŌ liches Scheitern wurde also gleichgesetzt mit einer 

kriminellen Handlung. 

Das ein Konkurs die Wahrnehmung öff entlicher Ämter und  

FunkƟ onen ausschloss, war in diesem Kontext nur konsequent: 

die Städteordnung von 1851 entzog durch § 85 und § 49 dem 

Bürger das akƟ ve und passive Wahlrecht, wenn er sich im Konkurs 

befand.35 Und nicht nur im Fall der Wahl eines Concursbefangenen 

zum Gemeindebeamten wurde gem. § 8 diese Entscheidung –im 

übrigen auch für diejenigen, welche öff entliche Armenunterstüt-

zung erhalten oder im letzten Jahr vor der Wahl erhalten haben– 

widerrufen,36 sondern auch  bei AbsƟ mmungen in Gemeindean-

gelegenheiten haƩ e der Schuldner im Konkursfall  sein SƟ mmrecht  

durch den Curator ausüben zu lassen.37 Auch die MitgliedschaŌ  in 

der Ständeversammlung des Königreichs Hannover vertrug sich 

nicht mit einem Konkurs; man verlor dort seinen Sitz.38

Und dass Heiratswilligen Trauscheine weiterhin nur erteilt 

wurden, wenn über die Befugnis zur bleibenden Niederlassung 

der zu Copulirenden an einem besƟ mmten Orte, so wie über 

deren Vermögensumstände, um ihnen und ihrer Familie ein 

hinreichendes Auskommen zu gewähren, kein Zweifel obwaltet,39 

machte das Leben für Schuldner im Königreich Hannover auch 

nicht leichter. 

Lösungen von 1850 bis 1992

Für Gläubiger und Schuldner, Richter und Kuratoren in Hannover 

brachen 1850, beschleunigt durch die poliƟ sche Bewegung von 

1848 (Paulskirchenbewegung) und im Rahmen der bereits ab 

1847 vorbereiteten NeuorganisaƟ on des JusƟ zwesens, endlich 

andere Zeiten an. 

Auch in Hannover fand im März 1848 eine Versammlung der gebil-

deten MiƩ el und Oberschicht staƩ . In einer an den König gerich-

teten PeƟ Ɵ on wurde neben der AuĬ ebung der Pressezensur die 

Öff entlichkeit und Mündlichkeit der Gerichtsverfahren gefordert. 

Und Ernst-August lieferte: Die Allgemeine Bürgerliche Processord-

nung vom 08.11.185040 stellte – deutlich stärker als in anderen 

deutschen Ländern den Grundsatz der Öff entlichkeit und Mündlich-

keit des Zivilprozesses auf.  In ihrem 6. Teil wurde in 54 Paragraphen 

(weitere 25 befassten sich mit Anpassungs und ÜbergangsbesƟ m-

mungen) ein neues Konkursrecht eingeführt. 

In ihm wurde der Vorrang einer gütlichen Einigung unter richter-

licher Aufsicht verankert (§ 609),  dem Schuldner wurde gem. 

§ 609 auf sein Verlangen hin nach richterlicher Ermäßigung bis zum 

Anmeldetermin sein standesgemäßer Unterhalt für sich und seine 

Familie zugesichert, ihm wurde ein Vetorecht hinsichtlich der Wahl 

des Kurators eingeräumt (§ 615) und sein Recht auf die sog. Einrede 

der Kompetenz, d.h. des beschränkten Nachforderungsrechts 

der Gläubiger nach Beendigung des Konkurses (§ 655) wurde 

ausdrücklich bestäƟ gt.  Dem Schuldner sollten gewisse EinkünŌ e 

für den Lebensunterhalt belassen werden, besonders solche, die er 

aufgrund von Fürsorge oder Freigiebigkeit DriƩ er erhielt. 

Auch für Kuratoren wurden Befugnisklärungen herbeigeführt: 

zum einen sollten vorzugsweise Advokaten in dieses Amt berufen 

werden, zum anderen sollten sie nur in werthalƟ ge Verfahren 

eingebunden werden. Vor allem aber wurde in § 619 defi niert, 

welches Vermögen als AkƟ vmasse anzusehen war.  Der Macht-

bereich des Konkursverwalters beschränkte sich nun eindeuƟ g 

lediglich auf das [...] dem Gemeinschuldner zur Zeit der Concurser-

öff nung zustehende Vermögen [...] und was später KraŌ  eines 

Rechts erworben wird, welches den Ausfl uß eines zu jener Zeit 

bestehenden Rechtsverhältnisses bildet. Mit diesem Grundsatz 

sollte der wirtschaŌ liche Neuanfang des gescheiterten Unterneh-

mers ermöglicht werden, denn der Neuerwerb von Vermögen 

aus neuen Unternehmungen und Rechtsverhältnissen wurde 

nun fakƟ sch möglich. Dem Schuldner sollte die Ausübung eines 

Gewerbes erleichtert werden, und neue Kreditgeber sollten 

nicht gehindert sein, Sicherheiten zu erlangen oder Zwangsvoll-

streckung auszuüben.

Selbstverpfl ichtungen von Gemeinschuldner und Konkursverwalter
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In Folge der unglücklichen militärischen Niederlage am 27. Juni 

1866 im Königreich Hannover war lediglich die Zeit der Hofmar-

schälle vorbei, nicht aber die der Allgem. Bürgerlichen Prozess 

und Konkursordnung von 1850. 

Auf Bismarcks Geheiß sollte nämlich in den hannoverschen 

Provinzen ausdrücklich nicht die Preußische Konkursord-

nung (PreußKO) aus dem Jahr 1855 mit ihren 440 Paragraphen 

übernommen werden. Zum einen, weil die Preußische Regierung 

anerkennen musste, dass sie nichts GleichwerƟ ges an die Stelle 

der Allg. Bürgerlichen Prozessordnung hannöverscher Prägung 

setzen konnte, zum anderen, weil die Loyalität der hannoverschen 

FunkƟ onseliten nicht überstrapaziert werden sollte.41 Im Gegen-

teil: JusƟ zminister Leonhard, der gemeinsam mit Staatsminister 

Windhorst die hannoversche JusƟ zreform jahrelang vorbereitet 

und über die Klippen der RestauraƟ onsphase unter Georg V. 

gehoben haƩ e, wurde 1867 von Bismarck zum preußischen JusƟ z-

minister berufen. Die hannoversche Prozess und Konkursordnung 

von 1850 wurde so, ergänzt durch BesƟ mmungen der PreußKO, 

zur Blaupause der Konkursordnung des Deutschen Reichs vom 

1.2.1877 und es spricht nichts Gegenteiliges dafür, anzunehmen, 

dass in den hannöverschen Provinzen bis zum 1.10.1879 das alte 

Prozess und Konkursrecht übergangsweise Bestand haƩ e. Zu 

diesem Zeitpunkt trat in allen deutschen Landen die „Perle der 

deutschen Reichsgesetze“, die Konkursordnung des Deutschen 

Reichs von 1877, in KraŌ . 

Sie galt bis 1935. 

Dieses neue Konkursrecht lehnte einen Schuldenerlass, wie ihn 

damals schon das amerikanische und englische Recht vorsah, 

weiter strikt ab.42 Nur durch Akkord und Vergleich mit den Gläubi-

gern konnte sich der Schuldner weiter vor Vollstreckung schützen. 

Auch die jahrhundertealte Wohltat der Kompetenz  wurde aufge-

hoben, denn die Absicht, dem Gemeinschuldner wieder zu 

Wohlstand zu verhelfen, [...] untergrabe den Kredit; gerechte und 

billige Nachsicht fi nde der Schuldner schon durch die allgemeinen 

ExekuƟ onsbeschränkungen.

Diese ArgumentaƟ on war insofern nachvollziehbar, da die neue 

Zivilprozessordnung von 1877  die Schutzrechte der Schuldner 

durchaus stärkte und erst das Zusammenwirken von Konkurs-

ordnung und Prozessordnung mit ihren Details der Zwangsvoll-

streckung den Alltag der Schuldner konkret prägten (und prägen).

Aber das unbeschränkte Nachforderungsrecht aller nicht vollständig 

befriedigten Gläubiger nach AuĬ ebung des Konkursverfahrens 

beendete nun alle frühen lokalen Schuldbefreiungsmodelle, auch 

die in Hamburg. Der Grundgedanke der unbedingten, autarken, 

freien und selbstverantwortlichen Gestaltung der Lebensum-

stände jedes Einzelnen, ohne staatliche Hilfe, ließ sich (noch) nicht 

mit Regelungen vereinbaren, die unter besƟ mmten Bedingungen 

diese Autonomie und Selbstverantwortung außer KraŌ  setzten. 

Diese Zeit sollte erst nach dem 1. Weltkrieg kommen. 

Das Ostpreußenhilfegesetz von 1929 und das Osthilfegesetz von 

1931 versuchten eine Sanierung der schwer angeschlagenen 

ostpreußischen LandwirtschaŌ , deren östlicher Absatzmarkt 

aufgrund von Autarkiebestrebungen der Nachbarstaaten wegge-

fallen war. Mit Hilfe öff entlich fi nanzierter Umschuldungsmaß-

nahmen wurden viele Güter, Betriebe und Arbeitsplätze zwar 

gereƩ et und die Ernährung der Bevölkerung gewährleistet. Gleich-

zeiƟ g erleichterten in diesem Zusammenhang auŌ auchende Berei-

chungs und KorrupƟ onsvorwürfe, denen sich höchste poliƟ sche 

Kreise der Weimarer Republik ausgesetzt sahen, die Machtergrei-

fung der NaƟ onalsozialisten 1933. Die NaƟ onalsozialisten haƩ en 

ein feines Gespür entwickelt für die Sorgen, Nöte und Ängste ihrer 

Klientel43 und schufen 1938 ein Gesetz über eine Bereinigung alter 

Schulden (GBS)44, das als ulƟ ma raƟ o auch einen Schuldenerlass 

vorsah, da infolge der schweren WirtschaŌ snot, der das deutsche 

Volk vor der Machtübernahme ausgesetzt war, [...] zahlreiche 

Landwirte, Handwerker und Gewerbetreibende ohne eigenes 

Verschulden wirtschaŌ lich zusammengebrochen seien. 

Der Schuldenbereinigung unterworfen waren folgerichƟ g nur 

solche Verbindlichkeiten, die vor dem 1.1.1934 exisƟ erten. 

Verbindlichkeiten, die nach diesem Zeitpunkt entstanden waren, 

waren nur bereinigungsfähig, wenn der Schuldner über diesen 

Zeitpunkt hinaus noch arbeitslos war. 

Sowohl Selbstständige wie auch Arbeiter und Angestellte konnten 

das Verfahren in Anspruch nehmen. Ausgeschlossen waren 

Personen, die erheblich vorbestraŌ  waren oder ihre Schuldennot 

selbst verursacht haƩ en, weiterhin Schuldner, die wegen unehren-

haŌ en oder leichtsinnigen Verhalten des Schutzes nicht würdig 

waren oder eine vaterlandsfeindliche Gesinnung pfl egten, ferner 

Schuldner, bei denen aus einem anderen Grund ein Schutz dem 

gesunden Volksempfi nden widersprechen würde, sowie Juden, 

Kommunisten, Emigranten und sonsƟ ge unerwünschte Personen.
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Das Gesetz beharrte auf dem Primat der Umstrukturierung der 

Schuldverhältnisse, nicht auf dem Prinzip des Schulderlasses. 

Dieses Instrument kam im Rahmen eines Gerichtsverfahrens erst 

für die Forderungen  in Betracht, die der  Schuldner innerhalb von 

10 Jahren nach besten KräŌ en nicht abtragen konnte. Ihm wurde 

auf Antrag Vollstreckungsschutz gewährt.  

Insgesamt wurden auf Grundlage beider Gesetze fast 40.000 

Verfahren eingeleitet; in wie vielen Fällen ein Schuldenerlass 

ab 1948 tatsächlich verwirklicht wurde, lässt sich aufgrund des 

Zusammenbruchs nicht nur des deutschen StaƟ sƟ kwesens im 

Jahr 1945 nicht sagen.

Die in der NS-Zeit zum 1.4.1935 in KraŌ  getretene Vergleich-

sordnung (Vergl0) blieb auch  in der Bundesrepublik bis zum 

1.1.1999 bindendes Recht. Die VerglO regelte in 132 Paragra-

phen das Vergleichsrecht und gab dem gewerblichen Schuldner 

Gelegenheit, eine Einigung mit seinen Gläubigern zu erzielen 

und dem Konkurs zu entgehen. Der Schuldner musste allerdings 

in der Lage sein, mindestens 35 % der Forderungen innerhalb 

eines Jahres in bar zu begleichen. Sollte das Zahlungsziel auf 18 

Monate verlängert werden, mussten 40 % der Forderungen begli-

chen werden können. Unter dieser Voraussetzung konnte eine 

Vergleichsverhandlung mit der Gläubigerseite geführt werden. 

Für die Annahme des Vergleichs mit Bindungswirkung gegenüber 

allen Gläubigern war eine Mehrheit von 75 Prozent notwenig, bei 

einer Vergleichszahlung unterhalb der hälŌ igen Forderung sogar 

eine Mehrheit von 80 Prozent. Privilegierte Gläubiger mit Ausson-

derungs oder Vorrechten waren nicht zu beteiligen und mussten 

daher vollständig befriedigt werden. Der Schuldner wurde in 

der Zwischenzeit vor Zwangsvollstreckungen geschützt. Ihm 

und seiner Familie wurde durch § 56 VerglO die Pfl icht zu einer 

bescheidenen Lebensführung auferlegt. 

Ab dem 26.3.1952 hob dagegen das Gesetz über die richterliche 

Vertragshilfe (Vertragshilfegesetz)45 das GBS von 1938 auf und 

regelte abschließend die Abhilfe für den Schuldner, der durch 

Verbindlichkeiten, die vor dem 21.6.48 durch Kriegsereignisse, 

Kriegsfolgen oder die Währungsumstellung begründet wurden 

und ihn in wirtschaŌ liche Schwierigkeiten gestoßen haƩ en. Das 

Gericht durŌ e in Vertragsverhältnisse eingreifen, wenn eine 

gütliche Einigung um Anpassung der Leistungspfl icht des Schuld-

ners an seine verschlechterte Leistungsfähigkeit nicht gelang. 

Verbindlichkeiten konnten herabgesetzt oder gestundet werden, 

auf der Grundlage einer umfassenden Würdigung der Interessen-

lage von Gläubiger und Schuldner. 

Von der Wasserscheide der 
Neunzigerjahre und offenen Fragen 
der Gegenwart

Die dem „Ölpreis-Schock“ des Jahres 1973 folgende WirtschaŌ s-

krise führte zu einer deutlich höheren Arbeitslosigkeit, weil viele 

Firmen zahlungsunfähig und ohne Aussicht auf Eröff nung eines 

Vergleichsverfahrens (35 % Quote!) nach dem Konkurs liquidiert 

wurden. Damit war auch der öff entliche Beweis erbracht, dass die 

Reglungen, die dem ProdukƟ ons- und Umsatzniveau des Jahres  

1935 im Fall einer unternehmerischen Krise möglicherweise noch 

gerecht wurden,  in den 70iger Jahren nicht mehr funkƟ onieren 

konnten. 

[...] Das weitgehend funkƟ onsunfä hig gewordene Konkurs und 

Vergleichsrecht soll durch ein modernes Insolvenzrecht ersetzt 

werden. In den letzten Jahren 1985-1990 wurden ü ber 75 % der 

Konkursanträ ge mangels Masse abgewiesen. Noch 1950 lag 

dieser Anteil nur bei 27 %, 1960 bei 35 % und 1970 bei 47 %..Das 

Vergleichsverfahren ist vollends zur Bedeutungslosigkeit herabge-

sunken. Seit 1983 wurde in weniger als 1 % der Insolvenzen ein 

Wagenersche SƟ Ō ung: reiche Vergangenheit, akƟ ve Gegenwart,
inhaltsreiche ZukunŌ 
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gerichtlicher Vergleich bestäƟ gt. Dieser Anteil lag 1950 noch bei 

30 %, 1960 bei 12 % und 1970 bei 8 %.[...]46

Die Zeiten eines Gewinns von 1% bei einem (Fremd)Kapitalein-

satz von 1.000 Rth. waren lange vorbei. Die Regierungen haƩ en 

erkannt, dass HunderƩ ausende von Arbeitsplätzen verloren 

gingen und weiter verloren gehen würden, weil Betriebe, 

wollten Sie ihre Margen und Marktanteile trotz geringer Innova-

Ɵ onssprünge reƩ en, bei gleichbleibender Liquidität gezwungen 

waren, größere unternehmerische Wagnisse einzugehen. Und 

diese Betriebe konnten ihre Konkurse aufgrund der gesetzlichen 

Rahmenbedingungen nicht überleben, wenn ihr Wagnis schei-

terte.

Über 10 Jahre dauerten die Vorüberlegungen zu einem Neube-

ginn des Konkursrechts, das erstmals auch Privatpersonen 

(Verbraucher) einbeziehen sollte, da die Überschuldung privater 

Haushalte als soziales Problem erkannt worden war. 

Als nämlich 1962 Sparkassen und GeschäŌ sbanken die Laufzeit für 

Konsumentenkredite von der bisher üblichen Höchstlaufzeit von 

24 Monaten auf 36 und teilweise sogar 48 Monate ausdehnten, 

warnte die bis dahin größte deutsche Teilzahlungsbank, Dr. Walter 

Kaminskys KundenKreditbank (KKB) mit propheƟ schen Worten 

vor den sozialen Folgen dieses Kampfes um Marktanteile, weil der 

Konsument nur selten in der Lage sei, einen Zeitraum von 4 Jahren 

zu übersehen. Niemand könne darauf vertrauen, gegen jede Verän-

derung seiner wirtschaŌ lichen Verhältnisse in den kommenden 

vier Jahren gewappnet zu sein. Gegenüber der bisher üblichen 

maximal Laufzeit von 24 Monaten bedeute eine Tilgungsperiode 

von 48 Monaten eine Halbierung der monatlichen Ratenhöhe. 

Erfahrungsgemäß beachte der Kreditnehmer weniger die gesamte 

Kreditsumme seiner Verpfl ichtungen als vielmehr den monatlichen 

Ratenrückzahlungsbetrag. Die starke Herabsetzung der monat-

lichen Rate durch Steigerung der Laufzeit fördere dadurch die 

Gefahr einer fi nanziellen Überbelastung der Kreditnehmer. Auch  

haben Handel und Kreditgewerbe in Großbritannien durch dorƟ ge 

Laufzeitverlängerungen erhebliche Verluste hinnehmen müssen, 

die sogar die Konsumgüterindustrie in MitleidenschaŌ  zog.47

Eine frühe Schuldnerberatungsstelle –eine der beiden ersten in 

der Bundesrepublik überhaupt–, begann mit ihrer Arbeit im Jahr 

1980 in der niedersächsischen Stadt Norden, in TrägerschaŌ  der 

Diakonie. Diese Beratungsstelle und ihre späteren Ableger und 

Dependancen begleiteten auch die fachlichen Diskussionen um 

ein neues Konkursrecht, aber auch den Ausbau des Verbraucher 

und Schuldnerschutzes während der 80iger und 90iger Jahre. 

Dabei besƟ mmte  der Zielkonfl ikt von bestmöglicher Gläubiger-

befriedigung bei gleichzeiƟ gem Erlass der Restschulden, wie er 

sich schon in § 1 InsO ankündigte, die jurisƟ schen, poliƟ schen 

und sozialen DebaƩ en in Detailfragen immer wieder. Sie wurden 

vor allem ausgetragen bei der ersten Reform der InsO im Jahr 

2001 (Verkürzung des Verfahrens auf sechs Jahre und Eröff nungs-

recht bei Masselosigkeit durch Kostenstundung), später auch 

bei anderen Modifi kaƟ onsversuchen.  Die Ev. Akademie Loccum 

und der Kirchentag 2005  in Hannover boten für diese Einwürfe 

und IntervenƟ onen um der betroff enen Menschen willen off ene 

Foren. 

Zuvor rückte Niedersachsen ein weiteres Mal in den Fokus von 

poliƟ schen DebaƩ en. Es kam 1994 zu einem Konfl ikt zwischen 

Bund und Ländern um den Zeitpunkt des InkraŌ tretens der neuen 

Insolvenzordnung (InsO), da die Bundesländer zusätzliche, auf 

den Beginn der InsO hin benöƟ gte Richterstellen zu fi nanzieren 

haƩ en. Nach der Wiedervereinigung kreiste die PoliƟ k um die 

Frage der Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern. Viele 

andere Sachfragen wurden von diesen Auseinandersetzungen, 

die letztlich im VermiƩ lungsausschuss zwischen Bundesrat und 

Bundestag entschieden wurden, überlagert. Der damalige nieder-

sächsische Ministerpräsident –Niedersachsen haƩ e den Vorsitz 

im Bundesrat– setzte so eine Verschiebung des StarƩ ermins der 

InsO um zwei Jahre auf den 1.1.1999 durch. Und erhielt dafür u.a. 

die Zusage der damaligen Bundesregierung, die originäre Arbeits-

losenhilfe nicht abzuschaff en. 

Als Wasserscheide in der Wahrnehmung und Prägung des 

Zivilrechts bezüglich privater Schuldverhältnisse muss daher 

vorrangig das Jahrzehnt vor dem InkraŌ treten der Insolvenz-

ordnung (InsO) am 1.1.1999 gelten. In diesen Jahren wurden 

die Weichen gestellt, eine Entschuldung von Privatpersonen 

erstmalig nicht mehr ausschließlich als Akt der Gnadengewäh-

rung anzusehen. Der Grundsatz des in § 164 Abs. 1 KO niederge-

legten unbegrenzten Nachforderungsrechts gegen den Gemein-

schuldner musste aufgegeben werden, nachdem dieses Recht, 

insbesondere gegenüber AkƟ engesellschaŌ en und GesellschaŌ en 

mit beschränkter HaŌ ung, aufgrund der dem Konkurs folgenden 

Aufl ösung der jurisƟ schen Person und ihrer Löschung im Handels-



110

register, im kaufmännischen Bereich seine Grundlage verloren 

haƩ e. 

In Hannover haƩ e, wie in vielen anderen Städten und Gemeinden 

Deutschlands, eine sozialpoliƟ sche Bearbeitung und Umdeutung 

des Überschuldungsphänomens bereits Ende der 80iger Jahre 

begonnen und führte zu einer vorsichƟ ge NeuinterpretaƟ on von 

Ursachen, Verantwortungen und daraus abzuleitenden Hilfen. 

Allein im Stadtgebiet von Hannover wurden bei einer Sozialhil-

feempfängerquote von rund 7 % der Bevölkerung im Jahr 1992 

rund 600 durch Zwangsräumung ihrer Wohnungen unversorgte 

Schuldner idenƟ fi ziert.48 In der Folge wurde  versucht, die indivi-

duellen, teilweise dramaƟ schen wirtschaŌ lichen und sozialen 

Konsequenzen im Leben überschuldeter privater Haushalten 

abzumildern, auch mit dem Aus- und Auĩ au von Schuldnerbe-

ratungsstellen. 

Kommunale Strategien der Armutsabwehr sollten die Versor-

gung besonders benachteiligter Sozialgruppen mit bezahlbarem 

Wohnraum im Rahmen der vorhandenen Ressourcen, Verbes-

serung des Systems der Sozialhilfe und  hauswirtschaŌ lichen 

Beratung sowie von Schuldnerberatung und Entschuldungshilfen 

sowie BeschäŌ igungsförderung und Hilfe-zur-Arbeit-Programme 

fördern.49 Und es wurde beklagt, dass es kaum bekannt sei, dass 

der soziale Friede in der Stadt, befördert durch Maßnahmen der 

SozialpoliƟ k, einen Standorƞ aktor für Hannover darstellte.50

Wurden MiƩ e der 80iger Jahre durch die Sozialbehörden noch 

primär intrinsisch-persönliche Lebenshaltungen als kausaler Grund 

einer Überschuldung zumindest im poliƟ schen Raum angegeben51, 

wurde wenige Jahre später –sicher auch aufgrund der hanno-

verschen „Hanomag-Pleite“ von 1984 und in Verbindung mit 

der bis in den Bereich des Konsumentenkredits durchgereichten 

US-HochzinspoliƟ k der späten 70iger und frühen 80iger Jahre– 

auch die zwischenzeitlich dramaƟ sch gesƟ egene Arbeitslosigkeit 

als  zentraler Auslösungsgrund für Überschuldung durch plötzlich 

eintretende fi nanzielle Einbußen idenƟ fi ziert. Mit den Folgen der 

ErschüƩ erung der inneren Struktur von Familien, der Alkoholabhän-

gigkeit, von Gewalt, Eheproblemen/Scheidung, der Kindesvernach-

lässigung und –mißhandlung, der ProsƟ tuƟ on, von psychischen 

Krankheiten und Mangelerkrankungen sowie von Suizid.52

Hoff nung setzte man auf eine Mischung von Einzelfallhilfe durch 

den zwischenzeitlich personell  ausgebauten Sonderdienst Schuld-

nerberatung der Landeshauptstadt Hannover und prävenƟ ve 

Maßnahmen zur Vermeidung von Überschuldung durch AuŅ lä-

rung und Erziehung mit Hilfe intensiver sozialpädagogischen 

Betreuung, obwohl in einer Anhörung des Sozialausschusses im 

April 1990 die Wohlfahrtsverbände das materielle und struktu-

relle Primat als die entscheidende Ursache nicht beherrschbarer 

Überschuldungslagen betonten. 

Neben einer deutlich erhöhten Zuweisung an die Verbände der 

freien Wohlfahrtspfl ege zum Ausbau der Schuldnerberatung 

wurde auch ein neues Instrument zum Zweck der Umschuldung 

eingeführt und mit  100.000 DM SƟ Ō ungskapital ausgestaƩ et: die 

SƟ Ō ung Schuldnerhilfe Hannover, denn [...] zunehmend kann mit 

Ratschlägen nicht mehr hinreichend geholfen werden, sondern es 

muss versucht werden, mit Ihnen [den Betroff enen] gemeinsam 

konkrete Entschuldungsmaßnahmen anzugehen. [...] Schuldn-

erberatung mit konkreter Entschuldungshilfe wird zunehmend 

von den Kommunen als ihre Aufgabe angesehen. [...] Hier kann 

vorbeugend vieles erreicht werden, um ein Abgleiten in die Sozial-

hilfebedürŌ igkeit zu vermeiden oder auch aus der Abhängigkeit 

von Sozialhilfe herauszuführen.53

Insgesamt konnte die SƟ Ō ung Schuldnerhilfe Hannover in den 26 

Jahren ihres Bestehens für fast 600 Einzelpersonen und Familien 

Hilfen in einem Umfang des rund 14fachen SƟ Ō ungskapitals 

bereitstellen und tauscht sich bis in die Gegenwart regelmäßig mit 

den Schuldnerberatungsstellen Hannovers aus.

Deren Ausbau ging auch in der Region Hannover voran und erhielt 

entscheidende Impulse durch die InsO, da die individuelle Eröff -

nungsvoraussetzung für die Verbraucherinsolvenz durch gemein-

nützig arbeitende, nach § 305 anerkannte Schuldnerberatungs-

stellen (oder von Rechtsanwälten) geschaff en werden muss. In 

den Rechtsnormen der InsO für den Verbraucher ist ein Vorrang  

der außergerichtlichen Lösung festgelegt. 

Erst wenn ein außergerichtlicher Einigungsversuch scheitert, kann 

das Verfahren, nach Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung 

gem. § 305 InsO Abs. 1 Nr. 1 durch den Schuldner, vom Insolvenz-

gericht eröff net werden. Dieses „Nadelöhr“ sollte für Schuldner 

ohne unzumutbare Wartezeiten geweitet werden. Mit diesem 

Beratungs- und Verhandlungszwang wurde auch die Hoff nung 

verbunden, Insolvenzen zu vermeiden und gleichzeiƟ g Armuts-

lagen der Schuldner durch Vergleiche, die ihrer wirtschaŌ lichen 

und sozialen Lage entsprachen, abzumildern.



111

Und allein die Durchfü hrung des Verfahrens ist nicht gleichbe-

deutend mit einer  Entschuldung. Das Verfahren bleibt lediglich 

eine hinreichende Bedingung. Vom Schuldner wird vielmehr 

verlangt, dass er für eine Zeit von sechs Jahren nach Eröff nung 

des Verfahrens den darin pfändbaren Teil seiner Einkü nŌ e dem 

Insolvenzverwalter zur Verfügung stellt, und der daraus die Insol-

venzglä ubiger, nach Abzug seiner Vergütungsansprüche, anteilig 

befriedigt. Außerdem wird die Restschuldbefreiung nur gewährt, 

wenn der Schuldner im Verfahren konstrukƟ v mitwirkt und auch 

die Interessen seiner Gläubiger achtet, insbesondere indem 

er jeden Arbeitsplatzwechsel anzeigt und sich bei Arbeitslosig-

keit intensiv um einen zumutbaren Arbeitsplatz kümmert.  Der 

Schuldner muss sich also nach KräŌ en bemühen, seine Gläubiger 

so weit wie möglich zu befriedigen, um anschließend endgülƟ g 

von seinen restlichen Schulden befreit zu werden. Die Obliegen-

heiten des Schuldners nach § 295 InsO sind insoweit immer auch 

unter dem Gesichtspunkt der bestmöglichen Befriedigung der 

Gläubiger zu sehen. Wenn der Schuldner wä hrend des Verfahrens 

vorsätzlich oder fahrlässig die ihm auferlegten Obliegenheiten 

verletzt und dadurch die Befriedigung der Insolvenzgläubiger 

beeinträ chƟ gt, kann jeder Insolvenzgläubiger die Versagung der 

Restschuldbefreiung erreichen. Kann nicht festgestellt werden, ob 

den Schuldner ein Verschulden triŏ  , so geht dies zu Lasten des 

Schuldners; es gilt die hier umgekehrte Beweispfl icht.

Die Stellung des Schuldners im Verfahren bleibt also struktu-

rell fragil; er benöƟ gt möglicherweise mehr Unterstützung  und 

Begleitung in diesem ihn fordernden, einschneidenden Lebensab-

schniƩ .  Der staatliche AuŌ rag an die Schuldnerberatung begrenzt 

aber deren Mitwirken ausschließlich auf die Phase vor Eröff -

nung der Insolvenz. Schuldner werden bislang in ihren Verfahren 

fakƟ sch allein gelassen.

Es bedarf daher der ergebnisoff enen Klärung der Rolle und des 

AuŌ rags von Schuldnerberatung im gerichtlichen Entschul-

dungsverfahren. Hierzu benöƟ gen Praxis und SozialpoliƟ k belast-

bare, rückblickende Aussagen über die tatsächlich gewährten 

Restschuldbefreiungen. Diese bislang internen Zahlen liegen dem 

StaƟ sƟ schen Landesamt Niedersachsen für die Jahre 2002 bis 

2012 in vollem Umfang vor. 

Es ist Zeit, diese Zahlen der Öff entlichkeit gegenüber freizugeben 

und aus dem Schicksal der in diesem Zeitraum eröff neten 116.435 

niedersächsischen Verbraucherinsolvenzen Schlussfolgerungen 

abzuleiten,  sowohl hinsichtlich der poliƟ schen Steuerung  des 

Gesamtkomplexes Schuldnerhilfen in Niedersachsen  als  auch 

hinsichtlich eines erweiterten AuŌ rags an die Beratungsstellen 

in Form einer fakultaƟ ven Verfahrensbegleitung der Schuldner. In 

einem anderen, weiter nördlich gelegenen Bundesland ist diese 

Praxis, mit öff entlichen MiƩ eln gefördert, sozialpoliƟ sch schon 

längere Zeit gewollt.  

Und dieses Bundesland ist ausnahmsweise einmal nicht Hamburg.
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4 a.a.O. S. 137
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